
Zwischen der

Freien Hansestadt Bremen

vertreten durch

die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und lntegration

und

AWO-lntegra gGmbH, Auf den Häfen 30-32, 28203 Bremen

wird folgende

Vereinbarung nach S 125 Abs. I SGB lX

geschlossen:

1. Gegenstand

1.1 Gegenstand dieser Vereinbarung sind Eingliederungshilfeleistungen, welche für erwach-

sene Menschen mit Suchterkrankungen nach $ 99 SGB lX in Verbindung mit S 53 SGB

Xll und g 3 der Verordnung zu S 60 SGB Xll, in der am 31. Dezember 2019 geltenden

Fassung, erbracht werden.

1.2 Die Eingliederungshilfeleistungen werden von der AWOJntegra gGmbH - nachfolgend

Leistungserbringer genannt - gemäß S 90 SGB lX in Verbindung mit S 1 13 Abs. 1 und

2 Nr. 2 SGB lX in Verbindung mit $ 78 Abs. 1 und 2 SGB lX im Übergangswohnen für

enruachsene suchtkranke Menschen, im Haus Neuland, Dockstraße 18, 28237 Bre'

men, erbracht.

1.3 Diese Vereinbarung bestimmt Näheres zu Art, lnhalt und Umfang der Leistung, ihrer

Vergütung und ihrer Prüfung. lm Übrigen finden die Regelungen des Bremischen Lan-

desrahmenveftrages nach g 131 Abs. 1 SGB lX (BremLRV SGB lX) vom 09.08.2019 in

Verbindung mit seinen Anlagen in der aktuellen Fassung Anwendung.
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2. Leistungsvereinbarung

2.1 Das Leistungsangebot des Leistungserbringers entspricht dem Leistungstyp ,,Uber-

gangswohnen für erwachsene suchtkranke Menschen". Näheres zu Art, lnhalt, Umfang

und Qualität der Leistung ist der beigefügten Leistungsbeschreibung (Anlage 1) zu ent-

nehmen. Die Betreuung schließt eine arbeitstägliche Verfügbarkeit von mindestens 3

Stunden bzw.15 Stunden wöchentlich nicht aus.

2.2 lst eine Begleitung im Krankenhaus im Einzelfall erforderlich, für erwachsene Menschen,

die zum Personenkreis nach S 99 SGB lX gehören und die bereits Leistungen der Ein-

gliederungshilfe nach Teil 2 SGB lX beziehen, kann diese gemäß der Rahmenleistungs-

beschreibung ,,Begleitung im Krankenhaus für erwachsene Leistungsberechtigte" (An-

lage 4) erfolgen.

2.3 Die Leistungen sind nach den allgemein anerkannten fachlichen Standards sowie der

Entgeltbemessung zugrunde liegenden personellen Ausstattung zu erbringen. Sie müs-

sen ausreichend und zweckmäßig sein und dürfen das Maß des Notwendigen nicht über-

schreiten. Sie sind so zu gestalten, dass eine bedarfsgerechte Hilfe im Einzelfallgewähr-

leistet ist.

2.4 Der Leistungserbringer verpflichtet sich nur Personal einzusetzen, das entsprechend der

zltfer 5.1 der Leistungstypenbeschreibung, persönlich geeignet ist.

2.5 Der Leistungserbringer verpflichtet sich im Rahmen des vereinbarten Leistungstyps

Leistungsberechtigte au2unehmen und zu betreuen.

2.6 Dieser Vereinbarung liegt eine Anzahl von 30 Plätzen zugrunde. Diese sind vorrangig

für bremische Leistungsberechtigte vozuhalten.

3. Personelle Ausstattung

3.1 Die benötigte Personalausstattung wird auf Basis der Plan-Belegung des Leistungser-

bringers für das Unterstützungspersonal, die Fachlichen Leitung / Koordination und die über-

greifenden Fachdienste ermittelt. Sie wird gemäß den in der Rahmenleistungsbeschreibung

genannten Personalschlüsseln berechnet.
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3.2 Die Plan-Belegung laut Kalkulation (Anlage 2 und 3) stellt sich wie folgt dar

Hilfebedarfs-

gruppe

Personen-

zahl

Beleg-

tage

Personal-

schlüssel

Vollzeit-

stellen

1

2

3

4

5

Gesamt

3.3 Auf Basis der Plan-Belegung ergeben sich für die zu erbringenden Assistenzleistungen

insgesamt Vollzeitstellen für das Unterstützungspersonal, die Fachliche Leitung / Koordi-

nation und die übergreifenden Fachdienste. Hierbeiwird für die Fachliche Leitung / Koordina-

tion mit einem Personalschlüssel von bezogen auf die Anzahl der Leistungsberechtig-

ten kalkuliert.

3.4 Die unter Absatz 3.3 genannten  Yollzeitstellen setzen sich gemäß der Kalkulation

(siehe Anlagen 2 und 3) aus folgendem Personalmix zusammen und verfügen über folgende

Qualifikationen: .

3.5 Es wird eine Fachkraftquote in Höhe von vergütet, die vom Leistungserbringer im

Rahmen der Leistungserbringung einzuhalten ist.

3.6 Der erforderliche Personalmix für das Vorhalten einer Rufbereitschaft setzt sich gemäß

der Kalkulation (siehe Anlagen 2 und 3) in Vollzeitstellen wie folgt zusammen:

4. Vergütung des Personals

4.1 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes für

das Land Bremen (Landesmindestlohngesetz) in seiner jeweils gültigen Fassung zu beach-

ten und seine Arbeitnehmer:innen nicht unterhalb des Landesmindestlohns zuvergüten.
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4.2Zur Vergütung der Mitarbeitenden wird der Tarifvertrag ,,TV AWO" vom 05.07.2013, mit

der jeweils gültigen Entgelttabelle des TVL / TVL-S angewendet, in der Fassung des Ande-

rungstarifvertrages vom 1 1.03.2024. Zu den Bestandteilen gehören insbesondere die sich

aus dem Tarifvertrag ergebenden Entlohnungsansprüche wie die Grundvergütung, ein-

schließlich Entgeltbestandteile, die an die Art der Tätigkeit, Qualifikation und Berufserfahrung

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer anknüpfen, Einmalzahlungen, Jahressondezah-

lung, Urlaubsansprüche, Zulagen und Zuschläge unter Mindesteinhaltung der jeweiligen Er-

fahrungsstufen sowie die Einhaltung der Eingruppierungsgrundsätze des Tarifvertrags.

4.3 Die durchschnittlichen Arbeitgeberbruttojahreskosten für das Unterstützungspersonal, die

Fachliche Leitung / Koordination und die übergreifenden Fachdienste betragen für Fach-

kräfte (Zeitraum 01 .06.2026 -28.02.2027), sowie Fachkräfte (ab

01.03.2027-31.12.2027) Zeitraum ab 01.01.2028). Die Definition von Fachkräf-

ten und Nicht-Fachkräften ergeben sich aus der Vorlage der Vertragskommission vom

25.10.2024 unter TOP 7. Demnach haben Fachkräfte eine dreijährige Ausbildung oder ein

Studium gemäß Leistungsbeschreibung abgeschlossen. Alle Mitarbeitenden mit anderen

Qualifikationen werden vertragsrechtlich den Nicht-Fachkräften zugeordnet. Die Berech-

nungsgrundlagen ergeben sich aus den Kalkulationsunterlagen (Anlagen 2 und 3). Die Ar-

beitgeberbruttojahreskosten werden vom Leistungserbringer prospektiv, unter Bezugnahme

auf das bereits vorhandene Personal, sowie unter Berücksichtigung notwendiger Neueinstel-

lungen und voraussichtlicher Personalabgänge, berechnet.

5. Vergütungsvereinbarung

S.1 Für die Zelt ab dem 01 .06.2026 wird zur Abgeltung der erbrachten Leistungen nach Ziffer

2.1 ein Entgelt vereinbart.

5.1.1 Pro Leistungsempfänger und Leistungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum

01 .06.2026 - 28.02.2027

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
Pauschale

lnvestitions-
betraq

Gesamt-
entgelt

1 9,16 € 25,21€ 1,53 € 3,55 € 39,45 €

2 9,16 € 33,14 € 1,53 € 3,55 € 47,38€

3 9,16 € 44,90 € 1,53 € 3,55 € 59,14 €

4 9,16 € 64,91 € 1,53 € 3,55 € 79,15 €

5 9,16 € 88,53 € 1.53 € 3,55 € 102,77 €
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5.1.2 Pro Leistungsempfänger und Leistungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum ab dem

01 .03.2027 - 31.1 2.2027

5.1.3 Pro Leistungsempfänger und Leistungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum ab dem

ab 01.01.2028

5.1.4 Bei Unterbrechung dervereinbarten personenzentrierten Unterstützungsleistungen auf-

grund von Urlaub, Krankheit oder Kuraufenthalt des Leistungsempfängers, wird das Ge-

samtentgelt für bis zu 30 zusammenhängende Abrechnungstage fortgezahlt. Darüber

hinaus nur dann, wenn rechtzeitig vor Ablauf dieser Frist mit dem zuständigen örtlichen

Eingliederungshilfeträger Einigkeit über die Weiterführung der Entgeltzahlung getroffen

worden ist.

b.1.5 Gemäß S 19 Abs. 6 Brem LRV SGB lX wird bei einer mehr als 4 Wochen andauernden

Unterbrechung der vereinbarten personenzentrierten Unterstützungsleistungen auf-

grund eines stationären Krankenhaus- oder Kuraufenthaltes des Leistungsempfängers

eine Vergütung bei Unterbrechung pro Leistungsempfänger und Abwesenheitstag ge-

zahlt, die sich wie folgt darstellt:

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrag

Gesamt-
entqelt

1 9,19 € 25,45€ 1,55 € 3,55 € 39,74€

2 9,19 € 33,49 € 1,55 € 3,55 € 47,78 €

3 9,19 € 45,40C 1,55 € 3,55 € 59,69 €

4 9,19 € 65,66 € 1,55 € 3,55 € 79,95 €

5 9,19 € 89,59 € 1,55 € 3,55 € 103,88 €

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrag

Gesamt-
entgelt

1 9,35 € 25,77 € 1,57 € 3,55 € 40,24€

2 9,35 € 33,89 € 1,57 € 3,55 € 48,35 €

3 9,35 € 45,92€ 1,57 € 3,55 € 60,39 €

4 9,35 € 66,38 € 1,57 € 3,55 € 90,85 €

5 9,35 € 90,55 € 1,57 € 3,55 € '|'05,02€



Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betraq

Gesamt-
entqelt

1 6,87 € 18,91 € 1,53 € 3,55 € 30,86 €

2 6,87 € 24,85€ 1,53 € 3,55 € 36,80 €

3 6,87 € 33,67 € 1,53 € 3,55 € 45,62€

4 6,87 € 48,68 € 1,53 € 3,55 € 60,63 €

5 6,87 € 66,40 € 1,53 € 3,55 € 78,35 €
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Für den Zeitraum 0{.06.2026 - 28.02.2027

Für den Zeitraum ab 01.03.2027-31.12.2027

Für den Zeitraum ab 01.01 .2028

Diese Vergütung bei Unterbrechung gilt mit Beginn der 5. Woche bis zum Ende der Ab-

wesenheit. Aufnahme- und Entlassungstag bei stationärer Krankenversorgung gelten

als volle Leistungstage, so dass der Zeitraum der vorübergehenden Abwesenheit mit

dem Tag nach der Aufnahme beginnt und mit dem Tag vor der Entlassung endet.

5.1.5 Die Grundlagen zur Ermittlung der oben genannten Entgelte sind den Kalkulationsunter-

lagen gemäß Anlage 3 zum BremLRV SGB lX (Anlage 3) zu entnehmen. Ebenfalls Ver-

tragsbestandteil ist die Anlage 4 zum BremLRV SGB lX, die die Grundsätze und das

Verfahren zur Bewertung und Berechnung des lnvestitionsbetrages nach $ 131 Abs. 1

Satz2 Nr. 1 SGB lX i. V. m. $ 125 Abs. 2 SaE 1 Nr. 6 SGB lX regelt.

Hilfebedarfs-
gruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrag

Gesamt-
entgelt

1 6,89 € '19,09 € 1,55 € 3,55 € 31,08 €

2 6,89 € 25,12€ 1,55 € 3,55 € 37,11 €

3 6,89 € 34,05 € 1,55 € 3,55 € 46,04C

4 6,89 € 49,25€ 1,55 € 3,55 € 61,24 €

5 6,89 € 67,19 € 1,55 € 3,55 € 79,18 €

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrag

Gesamt-
entqelt

1 7,01 € 19,33 € 1,57 € 3,55 € 31,46 €

2 7,U e 25,42€ 1,57 € 3,55 € 37,55 €

3 7,01€ 34,44 € 1,57 € 3,55 € 46,57 €

4 7,01 € 49,79€ 1,57 € 3,55 € 61,92€

5 7,01 € 67,91 € 1,57 € 3,55 € 80,04 €
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5.2 Einzelfallerforderliche Begleitung im Krankenhaus nach Ziffer 2.2wtrd bei einer Kompen-

sation im Regelsetting pro kompensierter Leistungsstunde (60 Minuten) unterschieden nach

Kompensation durch eine Nichtfachkraft oder Kompensation durch eine Fachkraft pro Stunde

entsprechend der Anlage 9 zum Landesrahmenvertrag SGB lX Landeseinheitliche Vergü-

tungssätze in der jeweils gültigen Fassung vergütet.

5.3 Eine Abrechnung der unter Ziffer 5.1-5.2 genannten Vergütung ist nur zulässig, wenn eine

entsprechende Zusicherung der Übernahme der Vergütung des zuständigen Trägers der

gliederungshilfe im Einzelfall vorliegt.

6. Prüfung der wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen

6.1 Es gelten die Regelungen des S 128 SGB lX in Verbindung mit $ 5 des Ausführungsge-

setzes zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in der Freien Hansestadt Bremen sowie

die Regelungen des BremLRV SGB lX zu Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen.

6.2 lm Rahmen der Qualitätsberichtserstattung übermittelt der Leistungserbringer das Be-

richtsraster eualitätsprüfung bis zum 31 . Mäzdes jeweiligen folgenden Kalenderjahres an die

Senatorin fürArbeit, Soziales, Jugend und lntegration (siehe hierzu BremLRV SGB lX in seiner

aktuellen Fassung). Die Berichterstattung erfolgt jeweils für das vergangene Kalenderjahr.

6.3 Die Begleitung im Krankenhaus ist über ein gesondertes Berichtsraster (Qualitätsbericht)

zum 31.01 . des jeweiligen folgenden Kalenderjahres an die Senatorin für Arbeit, Soziales, Ju-

gend und lntegration zu übermitteln.

7. Vereinbarungszeitraum

7.1 Die Vereinbarung gilt ab dem 01. Juni 2026 und wird mit einer Mindestlaufzeit von

20 Monaten (mindestens bis 31.01.2028) auf unbestimmte Zeit geschlossen.

7 .2 Zur vollständigen oder teilweisen Anderung oder Aufhebung der Vereinbarung bedarf es

einer schriftlichen Kündigung unter Einhaltung der unter Ziffer 7.1 genannten Mindest-

laufzeit. Die Vergütungsvereinbarung kann mit einer Frist von mindestens 6 Wochen, die

übrigen Bestandteile der Vereinbarung können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten

gekündigt werden.
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7.3 Für den Fall, dass Leistungs- und Vergütungsfaktoren bzw. -strukturen durch gesetzliche

oder landesrahmenvertragliche Neuerungen wesentlich verändert werden, kann diese

Vereinbarung von jeder Vertragspartei ohne Einhaltung einer Frist zum Zwecke der An-

passung durch Neuverhandlung gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer Neuver-

handlung gelten die bisherigen Regelungen weiter.

7.4 Um auf extreme Abweichungen bei den Sachkostensteigerungen in Vereinbarungen mit

einer Laufzeit von mehr als 18 Monaten reagieren zu können, löst eine Abweichung der

zugrunde gelegten lnflationsrate von mehr als S-%-Punkten gemäß VK-Beschluss zur

TV-L-Umsetzung vom 1 5.04.26 ein beidseitiges Sonderkündigungsrecht aus (also z. B.

statt 1,5 % Preissteigerung > 6,5 o/o Steigerung

8. Sonstige Regelungen

g.1 Dieser Vertrag unterliegt dem Bremer lnformationsfreiheitsgesetz (BremlFG). Bei Vor-

liegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vorschriften des

BremlFG im elektronischen lnformationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer

möglichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach

dem BremlFG sein.

8.2 Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil der Vereinbarung

g.3 Bei Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages verlieren die übrigen Bestim-

mungen ihre Wirksamkeit nicht. Eine unwirksame Regelung ist von den Vertragsparteien

durch eine wirksame zu ersetzen, die der unwirksamen in ihrer Auswirkung möglichst

nahe kommt. lm übrigen gelten die Vorschriften der SS 53 ff. des Zehnten Buch Sozial-

gesetzbuch (sGB X) über den öffentlich-rechtlichen Vertrag.
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Geschlossen: Bremen , Juni 2026

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, eistungserbringer
Jugend und lntegration

Anlaqen:

Anlage 1:

Anlage 2:
Anlage 3:
Anlage 4:

Leistungsbeschreibung
Kal ku lations u nterl agen ab 0 1 . 06. 2 026-28.02.2026
Kalkulationsunterlagen ab 01 .03.2027 - 31 .12.2027 und ab 01.01.2028
Rahmenleistungsbeschreibung: Begleitung im Krankenhaus für eruvachsene Men-
schen
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kenbehandlung zu vermeiden,

tw iifui grngizw. Beibehaltung der Erwerbsfähigkeit beizutragen'

a nthalte in stationärer Suchtkran-Hospitalisierung, insbesondere Aufe

n4.

nens.

Bei entsprechender Bedarfslage erhalten Bewohner und Bewohnerinnen des
-UO"igu;g"rotrnens 

1eiJung;n Aer Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grund-

;;"il;öil Älter oder bei ärwerbsminderung nach SGB Xll oder Leistungen

nach dem SGB ll

Reiniqunq:
Der Leistungserbrlnger siellt die regelmäßige Reinigung der Bewohnerzimmer

"or,ti" 
uif"t änderen-Nutz- und Gemeinschaftsflächen sicher'
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die Pflege und vermittelt die lnstandhaltung der

Wäsche der Bewohner und Bewohnerinnen'
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Jiä uirrä.'"r.o"nen individuellodär im Rahmen von Gruppenangeboten geleistet

werden.
Bei gravierenden Veränderungen, die Einfluss auf die Ziel- und Maßnahmepla-

;;rö i,"' der Gesamtplanung näoen, ist der zuständige Sozialhilfeträger umge-

hend zu informieren. uniär"oie mitzuteilenden Veränderungen fallen sowohl

;bffih eintretenoe ur" 
"r"r., 
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Ereignisse,
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Maßnahme abgeschlossen Der Vertrag ist dem Sozialhilfeträger zu

iLbermitteln.
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rekte personen-
bezogene Leistun-
gen

4.3
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Die Ausgestaltung der Hilfen entspricht den im Begutachtungsverfahren aufge-

führten Lebensbereichen/Hilfebereichen'

ebote (siehe 5.5)
wohnen sind interne Arbeits- und Beschäftigungsang

konferenzen.

Klin

Kontaktenvonu nderunFördnre die Pflegesindirektenden gehöZu Leistungen
ied 7u-Wohnu mfeldes,renitielbanmdes uPersonensowieenZU Angehö rig

i-en Arzten,nmitBetn iedergelassenreuern,nme itarbe itmsam gesetzliche
Fach-externensowie anderenBehanschenund fl dlungszentreniatken psych

li-BeteidieSOWICnurn dn BehördeAmtemitdkräften erationsPartnernKoop
schl.nreibuFortschdeund ren ngunn ngundderan utachtu Hilfeplasu ng Begs an alF t-TeilnahmesowleufsberichtenuEntwicklnU von ngs-A/erlaerd Erste s

4.4 lndirekte Personen-
bezogene Leistun'
gen

ehören insbesondere
des Dienstes, Fall-, Teambesprechungen, Ar-

beitskreise etcr
. Verwaltung und Öffentlichkeitsarbeit
. Fortbildung und SuPervision
. Qualitätssühernde Maßnahmen/Dokumentation
. Fahrten und Wegezeiten

Zu den sonstigen Leistungen g

. Organisation und Leitung
4,5 Sonstige Leistun-

gen

und psychotheraPeutische Leistu

n nach dem SGB V,,Gesetzliche

t:nichnswoh ens gehörenESdLeistu ndenZu nge
hierbesichn Es handeltgena medizinische

Kran ver!icherunke ng"Leistuum nge
Leis-duz SINständigLeistunandere svorrangfü die gsträgerLeistungen,

XundilSGnach Btu enng

4.6
schluss

stungsaus-

5

Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass im Rahmen von Tätigkeiten

mit Kontakt zu Leistungsberechtigten nur Personen beschäftigt oder vermittelt

werden, die nicht wegen einer de-r in $ 7p (2) SGB Xll genannten.Straftaten

i"ä1.lrf,iaitig verurteiä worJen sind. Zü aieiem Zweck hat er sich bei der Ein-

"i"irr.ö, 
är- besonderem Anlass und in regelmäßigen Abständen.(spätestens

äir" älärrr"l ein erweitertes Führungszeugnis nach g 30a Absatz 1. des Bun-

deszentral-registers uorf"öen zu lasäen, w-elches nicht älter als drei Monate ist'

ünnescfraUeiOessen hat äer Leistungserbringer unverzüglich geeignete Maß-

nufit*n zu ergreifen, wenn ihm bekanntwird, dass gegen eine solche,Person

*"ö"'i O"t Ve"rdachts, eine solche Straftat begangen zu. haben'. Ermittlungen

zur Strafverfotgung elngeteitet worden sind' Diese Regelungen ngtt:.{."L ?1"1.
E-ür"n"rtfirf.'iunä pruitifänten, die im Rahmen ihrer Tätigkeit die Möglicikeit

Jes Aufbaus von Abhängigkeits-, Machf und Vertrauensverhältnissen haben'

Mii;;; ffitü.g o"i".g:Änfordärungen sind die Arbeitseberpflichten in dieser

Hinsicht ausreichend erfüllt.
Oiä trirtgäi""hte Vortage äLr enryeiterten Führungszeugnisse ist in den Quali-

täisberichten zu bestätigen.

Die Leistungserbringer haben darüber hinaus ein Konzept zum schutz der Leis-

trtgt6"i""htigten vär jeder Form der Ausbeutung' Gewalt und des Miss-

braüchs zu entwickeln und umzusetzen'

Eine ständige Anwesenheit oder Erreichbarkeit von Personal ist erforderlich'

ndUIN tativerdennach qualitativesrichtet ich quantiPersorlalausstattungDie al lesindUBetreudenn ngszeitenlnuBetreu n eisturderlichen gen.Hinsich gslerfo
Betreu-derlzeitenAusowie sfaLeistu nngesonstigendirekten, indirekten und

ungskräfte enthalten.

lgemeine Anfor-
derungen an die
personelle Ausstat-
tung

5.1
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r-

lenzäh nsbe-DazuFach personal.durch quanterstützuU nDie s i-Ssowie pädagogonstigesundtnnen Sozia pädagogennSO dere Sozialpädagog
eWEte UnteitereD rstützungFachund personasches rapeutischesergothe

lzunU nterstltfachlich gspersonaud anderch res angeleitetesfolgt

U nterstützu ngs Per-
sonal

HilfebedarfsgruPPe 1 : I zu 11,67
HilfebedarfsgruPPe 2: 1 zu 7 ,81

HilfebedarfsgruPPe 3: I zu 5,24

HilfebedarfsgruPPe 4: 1 zu 3,36
HilfebedarfsgrüpPe 5: 1 zu 2,36

n dennachsich dentetflchlen Iu BetreuudiePersonader lste ngAnzahlDie
niche Be-erforderlnsch It ndividuelDtm rchupenHilfebedarfsgruPjewe rgen

ermittelt:ersonalschlüsselnPfo nnachwirdtre und lgendengszeiten
zungspersonal

5.3 Anza I Unterstüt-

rgangswohnen wird täglich N achtruf bereitschaft geleistet.lmNachtwache5.

rtdurchgefühswohnensntn berhal deswirdArbeiUBeschäftigung
n wirdAusbilduvermittelt.extern snach ngHilfeplanuünd später(Werkstätten)

rukturieT ngdermen agesstruMaßnahhrt.Ei turich duder n rchgefüngaußerhalb
rttuder richEin durchgefühaußerhalbauch ngh n alsnerhalbsowowerden

ieden umfasstSiesicherzustelnation istfachlicheDie Leitung/Koord
und Quali-nationdie Koordhdes ü be ens,Leitue rgangswongpädagogisch

5.6. Fachliche Leitung /
Koordination

gserbringer stellt die
übergangswohnens

Betrite ebsfä-sownRei ngng,tgunDer Leistu
des FachleistuF ngsan-nanzleDie rungersichh desigkeit

le.schaPauetneteils über platzbezogeneerfolgt
Reinigung
Haustechnik

haftrtscH75.

schale.

ber-desu nd Verwaltungste dieIt LeitungbetrieblicheserbringerDer Leistung
u-Panber ein platzbezogeneD File nanzlerLl erfqlgtssichergangswohnens

5.8 Gesc rung
und allgemeine
Vgrwaltung

Für die gemeinschaftliche Nutzung werden vo-m_Leistungserbringer entspre-

chende'RäumlichkeitenzurVerfilgunggestellt(Gemeinschafts-
raumruohnküche, Küche, gaO^^/ö) rind ggt' ausgestattet (Wand- und Boden-

beläge, Möbel, Hausrat etc.).

Für eine in den Einzelvereinbarungen festzulegende Zahl von Bewohner/innen

werden Kombinationen von wohniaum, Küche und sanitärbereich (Apart-

,"ntr) angeboten. Ausstattung und Möblierung sind Bestandteil des Leis-

tungsänge-botes.

Die Ausstattung mit Büro-, Besprechungs- und Gruppenräumen'.Wirtschafts-

räumen zur Selbstversorgung' Werkstatt- und Lagerräumen s-ow-ie, mit.ange-

Ä"i""n"n Kommunikatio-nsÄitt"tn und Datenverarbeitungsmöglichkeiten sowie

äi" notw"nOige behindertengerechte Mobilitätsausstattung (Fahrzeuge) erfolgt

;";ö;r ;;iien entsprechänden Bedarf und auf die Zahl der Mitarbeiter und

MitarEeiterinnen bzw. Bewohner und Bewohnerinnen'

Der Einsatz von Sachmitteln für die Unterstützung und Verwaltung ist im ange-

messenen Umfang sicherzustellen.

lzimm annh Einze ererfü die Bewoderinbietet RegeDas
Leis-desdteilBestannsi nichtddUN nstandru haltungngAusstattung, Möblie

tungsangebotes.

6. Räumliche und
sächliche Ausstat-
tung (Betriebsnot'
wendige Anlagen)
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Prozessqualität
- Entwiiklung, Umsetzung, Überprüfung, Fortschreibung, Dokumentation und

koordinatiJn des individl.r'etlen ililfeplänes unter Einbeziehung der Betroffe-

n"n, ieiner Rngetrörigen und sonstigen Bezugspersonen

- flexibte und bedarfsgerechte Dienstplangestaltung

Ergebnisqualität
- Grad der Zufriedenheit der Betroffenen
- i"ö*äAigä üO"tprUfrng und Reflexion des Zielerreichungsgrades gemäß

der individuellen Hilfeplanziele
_ üL"ipiutung der fachiichen Angemessenheit und Umsetzung der Maß

Strukturqualität
- Einhalten aller Verträge und gesetzlicher Auflagen

- Vorliegen eines Betreuungs- und Nutzungsvertrages'

- UnterJtUtzung auf der BaJis eines schriftlichen Angebotskonzeptes
_ ögelmaßige-Fallbesprechungen, bedarfsgerechte Team- und Fallsupervi-

siön u. beäarfsgerechter Fort- und Weiterbildung

- Mitarbeit im Gemeindepsychiatrischen Verbund

nahmen

a)MaßnahmepauschalennachHilfebedarfsgruppenzurAbdeckungderBe-
treuungsleistungen,

b) äin" CiunOpar"ihat" zur anteiligen Abdeckung der Leistungen Geschäfts-

ii:niu n g, teitu ng, Organ isation u*nd Verwaltu ng des Ü bergan gswohnens

sowie änteiligeisachkosten soweit nicht unter a) erfasst'

c) einen tnvestäionsbetrag zur Abdeckung- der Kosten, die sich aus der An-

schaffung, Nutzung rnä Ethultung der Anlagen und A.usstattungen',soweit

sie nichtiem individuellen Wohnen zuzurechnen sind, ergeben unO

d)eineangebotsbezogeneErgänzungspauschalefürnächtlicheRufbereiti
schaft.

Die Leistungen im werden vergütet durch

Stand 1 1.12.2019 Seite 5 von 5



Stand 03.04.2023

Rahmenleistu n gsbeschrei bun g

Begleitung im Krankenhaus für erwachsene Leistungsberechtigte

Leistungsmerkmale Beschreibung

1 Leistungsbezeichnung Begleitung im Krankenhaus ist eine Leistung der Ein-
gliederungshilfe für erwachsene Menschen, die eine

wesentliche Behinderung haben oder von einer we-
sentlichen Behinderung bedroht sind und die im Rah-

men einer stationären Krankenhausbehandlung durch
vertra ute Bezugspersonen beg l'eitet und/oder befä h igt

werden.

2. Rechtsgrundlage Leistung zur Sozialen Teilhabe gem. SS 113 Abs. 6,

90 Abs. '1 und Abs. 5 SGB lX

3. Kurze Beschreibung der
Leistung

Leistungen zur sozialen Teilhabe als individuelle Un-

te rstützu n g wä hrend eines Kra nken hausa ufenthaltes

4. Personenkreis Erwachsene Menschen, die zum Personenkreis nach

S 99 SGB lX gehören und die bereits Leistungen der
Eingliederungshilfe nach Teil 2 SGB lX beziehen.

5. Zielsetzung Ziel der Begleitung im Krankenhaus ist die Sicherstel-
lung der Durchführung der stationären Krankenhaus-
behandlung durch die Begleitung und Befähigung der
leistungsberechtigten Person durch vertraute Perso-
nen dei Leistungserbringer der Eingliederungshilfe,
die dem Leistungsberechtigten gegenüber im Alltag
bereits Leistungen der Eingliederungshilfe erbringen.

6. Leistung

6.1 Art der Leistung
Die Leistung Begleitung im Krankenhaus ist die Be-
gleitung und Befähigung des Leistungsberechtigten
durch eine vertraute Bezugsperson, die der leistungs-
berechtigten Person gegenüber im Alltag bereits Leis-

tungen der Eingliederungshilfe erbringt.

Begleitung im Krankenhaus beinhaltet Leistungen zur
Verständigung und/oder Unterstützung im Umgang
mit Belastungssituationen.

Es handelt sich um eine nicht medizinische Neben-
leistung zur stationären Krankenhausbehandlung'

6.2 Voraussetzung der Leis'
tung

Voraussetzungen der Leistung sind:

1. das Vorliegen der Erforderlichkeit der Beglei-
tung aufgrund behinderungsbedingter beson-
derer Bedürfnisse
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Die Erforderlichkeit ist beispielsweise/ insbesondere
in folgenden Fallkonstellationen anzunehmen:

. weil ohne Begleitperson die Krankenhausbe-
handlung nicht durchführbar ist

. weil ohne Begleitperson die Behandlungsziele
nicht, oder nicht im erforderlichen Ausmaß er-
reicht werden können, oder deren Erreichung
erheblich gefährdet wäre

. weil die BÄgleitperson in das therapeutische
Konzept im Krankenhaus und ggfs. für die Zeit
nach der Entlassung aus dem Krankenhaus
eingebunden werden muss

2. ein besonderes Vertrauensverhältnis des
Leistungsberechtigten zur Bezugsperson

Die Prüfung der Voraussetzungen sollen im Einzelfall
im Rahmen des Gesamt- bzw. Teilhabeverfahrens
nach $$ 1 17 SGB lX ff erfolgen.

6.3. Abgrenzung / Berücksich-
tigung anderer Leistungen Die Leistung ist gegenüber Leistungen anderer Reha-

Träger, anderer Sozialleistungsträger und Leistungen
der sozialen Pflegeversicherung abzugrenzen'

$ 91 Abs. 1 und2 SGB lX gilt gem. $ 113 Abs.6 S' 4
SGB lX nicht gegenüber Kostenträgern von Leistun-
gen zur Krankenbehandlung, da das Krankenhaus-
personal oder sonstige fremde Fachkräfte das für die
i nd ivid uel le U nterstützu n g notwend i ge Vertra uensver-
hältnis nicht mitbringen.

Von dieser Ausnahme näch $ 113 Abs. 6 S. 4 SGB lX
unberührt bleiben die Leistungen der Träger der Un-
fallversicherung und die folgenden Pflichten der für
die Krankenbehandlung zuständigen Kostenträger:

o im Rahmen des Versorgungsauftrages den
. besonderen Belangen von Menschen mit Be-
hinderungen Rechnung zu tragen

. zur Kostenübernahme für Gebärdensprach-
dolmetscher und anderen Kommunikationshil-
fen nach $ 17 Abs. 2 SGB I

e zu Kommunikation in verständlicher, einfa-
cher, ggfs. leichter Sprache nach $ 17 Abs' 2a
SGB I

Pf legerische Tätigke iten, auch a ufwend igere pf legeri-

sche Unterstützungsleistungen, sind keine Leistung
der Begleitung im Krankenhaus, soweit sie die Ver-
pflichtung des Krankenhauses betreffen, Pflegeleis-
tu zu erbri n und die leistu

Besch lossen i n der Vertragskom m issionssitzu n g am 28'04'2023
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Person die pflegerischen Tätigkeiten des Kranken-
hauspersonals zulässt.

6.4. Umfang der Leistung Die Ermittlung des grundsätzlichen Bedarfs der Leis-

tung erfolgt nach den Vorgaben der $$ 117 ff SGB lX
untär Berücksichtigung der Besonderheiten des Ein-

zelfalles und der Wünsche der leistungsberechtigten
Person im Sinne von $ 104 SGB lX.

Der Umfang der Leistung wird in Abstimmung der
Leistungserbringer mit dem Kostenträger im Einver-
nehmen mit der/dem Leistungsberechtigten festge-
legt.

6.5. Leistungsort Die Begleitung im Krankenhaus wird ausschließlich
im Krankenhaus / auf dem Krankenhausgelände er-
bracht.

6.6. Leistungszeiten

a

Die Begleitung im Krankenhaus kann täglich an allen

Wochentagen, einschließlich der Wochenenden und

der Feiertage entsprechend der individuellen Abspra-
che mit der leistungsberechtigten Person in Anspruch
genommen werden.

7 Personelle Ausstattung

7.1. Al lgemeine Anforderungen
an die personelle Ausstat-
tung

Die Personalausstattung richtet sich nach den quanti-

tativ und qualitativ erforderlichen Unterstützungsleis-
tungen.

Die Anforderungen an das Personal gelten analog zu

den sonstigen Leistungen der Eingliederungshilfe.

7.2. Ei nzusetzendes Personal Zur Erbringung der Begleitung im Krankenhaus wer-
den vertraute Bezugspersonen eingesetzt, die bereits
gegenüber dem Leistungsberechtigten Leistungen im

Alltag erbringen. Sie sind Kommunikationsvermittler
bei Diagnostik, Patientenaufklärung, Behandlung,
Therapie und Pflege.

Vertraute Bezugspersonen sollen die Krankenhaussi-
tuation stabilisieren und dem Leistungsberechtigten
gegenüber ein.Sicherheitsgefühl vermitteln, z. B. bei

äusgeprägten Angsten oder sta rk hera usforderndes
Verhalten. Durch sie wird die medizinische Behand-
lung wie diagnostische, therapeutische oder pflegeri-

sche Maßnahmen möglich.

7.3. Fachliche Leitung und Ko-
ordination

Die fachliche Leitung/Koordination erfolgt aus einer
vorhandenen Leistuig der Eingliederungshilfe herzus
und wird für die Begleitung im Krankenhaus nicht ge-

sondert ütet.

Besch lossen i n der Vertragskomm issionssitzu n g am 28'0 4.2023
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7.4. Geschäftsführung und all-
gemeine Verwaltung

Zu gewährleisten ist eine ordnungsgemäße und an

den-Gru ndsätzen der Leistu ngsfähigkeit, W i rtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit ausgerichtete Geschäftsfüh-
rung und Verwaltung.

Die Geschäft sfüh rung u nd Verwaltu n gstätig keite n

werden über die Stundensätze abgebildet.

8. Qualitätsnachweis Die Begleitung im Krankenhaus ist über ein geson-

dertes Berichtsraster (Qualitätsbericht) bis zum

31.01. des jeweiligen folgenden Kalenderjahres an

die Senatoiin für Soziales, Jugend, lntegration und

Sport zu übermitteln.

I Vergütung der Leistung Die Leistung Begleitung im Krankenhaus wird über

Stundensät2e für Fachkräfte und Nichtfachkräfte ver-

gütet.

Die Anzahl der zu vergütenden Stunden hängen von

den kompensierten Stunden in der vorhandenen l-eis-

tung der Eingliederungshilfe ab.

Die Stundensätze enthalten alle direkten, indirekten

und sonstigen Leistungszeiten sowie die üblichen
Ausfallzeitän durch Urlaub, Krankheit, Fortbildung

etc.

10. Gültigkeit Die Rahmenleistungsbeschreibung tritt am

01.05.2023 in Kraft.

Besch lossen i n der Vertra gskom m ission ssitzun g am 28'04'2023


